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Zur Codiſiration des üſterreichiſchen Staatsbürger 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 

33. „Durch Ausſpruch der Behörde können der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft verluſtig erklärt werden: Oeſterreicher, 

a) welche ſich im Auslande aufhalten, wenn ſie im Falle eines 
Krieges oder einer Kriegsgefahr, ſei es einer für ſie vermöge der be⸗ 
ſonderen perſbulichen Eigenſchaft geſetzlich beſtehenden Verpflichtung, ſei 
es einer in welchem Wege immer an ſie unter Androhung des Staats⸗ 
bürgerſchaftsverluſtes von der Regierung ergangenen allgemeinen oder 
beſonderen Aufforderung zur Rückkehr binnen der beſtimmten Friſt keine 
Folge leiſten, 

b) welche ohne die beſondere Erlaubniß hiezu in fremde Staats⸗ 
dienſte treten, wenn ſie einer an ſie ſeitens der Staatsbehörden ergehen⸗ 
den Aufforderung zum Austritte aus demſelben binnen der darin beſtimmten 
Friſt keine Folge leiſten. 

„Die unter a) gedachten allgemeinen Aufforderungen zur Rückkehr 
unter der Androhung des Staatsbürgerſchaftsverluſtes erfolgen mittelſt 
im Reichsgeſetzblatte kundgemachten Beſchluſſes des 


über Ermächtigung des Miniſteriums ſeitens der politiſchen Landesſtellen 
jener Orte, in welchen den Aufgeforderten das Heimatrecht zuſteht und 
wenn dieſes nicht feſtſteht, ſeitens des Miniſteriums des Innern ſelbſt. 

„Der Verluſt der öſterreichiſchen Staatsangehörigkeit tritt mit dem 
Ablaufe der in den betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen bezw. in den 
betreffenden Aufforderungen zur Rückkehr in das öſterreichiſche Staats⸗ 
gebiet bezw. zum Austritte aus dem fremden Staatsdienſte feſtgefetzten 
Friſten ein. a f 

„Der Verluſt der Staatsbürgerſchaft erſtreckt ſich in dieſen Fällen 
auf die in P. 29 bezeichneten Angehörigen des die Staatsbürger⸗ 
ſchaft Berwirkenden, auf die dort bezeichneten Kinder jedoch nur dann, 
wenn ſie ſich beim Vater befinden. 

„Diejenigen, welche der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft in Ge⸗ 
mäßheit der Beſtimmungen unter a) und b) verluſtig wurden, können, 
den Fall nach P. 13, lit. a) ausgenommen, in die öſterreichiſche 


Staatsangehörigkeit nicht wieder übernommen werden. Auch kann ihnen 


die Niederlaſſung im Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder verwehrt werden. 

„Haben ſie ſich durch Verweigerung der Rückkehr der Erfüllung 
ihrer Wehr⸗ bezw. Militär ⸗Dienſtpflicht ganz oder theilweiſe entzogen, 
ſo unterliegen ſie, wenn ſie im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes betreten 
werden, der Strafbehandlung nach Maßgabe der übertretenen Wehr⸗ 
vorſchriften, ungeachtet ſie die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht mehr 
beſitzen und ſelbſt wenn ſie eine andere Staatsangehörigkeit inzwiſchen 
erworben haben.“ 

Dieſe Art des Verluſtes der Staatsbürgerſchaft iſt als gemäß 
§ 7 e) des Auswanderungspatentes noch zu Recht beſtehend anzuſehen. 
Ueber die ſortdauernde Geltung des citirten $ 7 e) kann füglich kein 
Streit ſein. Das Ausivanderungspatent iſt bisher weder ſtillſchweigend 
noch ausdrücklich aufgehoben worden, es ſind nur einzelne ſeiner Be⸗ 
ſtimmungen durch Art. 4, Al. 3 des Staatsgrundgeſetzes über die all⸗ 
gemeinen Rechte der Staatsbürger derogirt. Die Beſtimmung des § 7 e) 
cit. iſt aber ihrer Natur nach keine jener Beſtimmungen, welche durch 
die verfaſſungsmäßige Anerkennung des Grundſatzes der nur durch die 
Wehrpflicht beſchränkten Auswanderungsfreiheit eine Modification erfahren 
müßten, zumal ja im § 7 e) cit. zwiſchen befugter und unbefugter 
Abweſenheit ausdrücklich kein Unterſchied gemacht iſt und da ja das 
Recht des Staates, ſeine Angehörigen aus einem fremden Staate ab⸗ 
und in das eigene Gebiet zurückzuberufen, eine Beſchränkung der Aus⸗ 
wanderungsfreiheit, d. i. der Freiheit, die öſterreichiſche Staatsbürger⸗ 


dag ſchaft abzulegen, nicht enthält. Zu der Frage nach der Geltung des Aus⸗ 
Geſammtminiſteriums. wanderungspatentes gegenüber dem vorcitirten Artikel 4, Al. 3 des 


Die unter a) und b) erwähnten beſonderen Aufforderungen ergehen St. G. G., R. G. Bl. Nr. 142, vergl. Jaeger gegen den Commiſſions⸗ 


bericht der Wiener juriſtiſchen Geſellſchaft über die Einwirkung der 
Staatsgrundgeſetze („Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, Nr. 12, S. 45) 
in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, Nr. 25, S. 97: „Ueber 
die Freiheit der Auswanderung.“ Hierüber ſpäter noch einige Bemerkungen. 
Einestheils gründet ſich die Beſtimmung sub a) auf § 53, Al. 4 Wehr⸗ 
geſetzes rückſichtlich des im Verbande der bewaffneten Macht ſtehenden 
Staatsaugehörigen, anderntheils auf das in dem Subditionsprincipe 
gelegene ſtaatliche Recht, in beſonderen Fällen, zumal zu Zeiten kriege⸗ 
riſcher Verwicklungen, Avocatorien zu erlaffen. „Jeder Staat kann feine 
im Auslande befindlichen Unterthanen nach ſeinem Ermeſſen zurückrufen“ 
(Heffter a. a. O. S. 131), und iſt in dieſem ius avocandi eines 
der ſtaatlichen Souveränetätsrechte gelegen 2). Die Verbindlichkeit zum 
Befolg ſolcher Anordnungen iſt in der ſtaatsbürgerlichen Treupflicht 
begründet. Dieſes nicht unweſentliche ſtaatliche Hoheitsrecht, das jus 
avocandi, iſt auch in $ 20 d. R. G. zum Ausdrucke gebracht. Ebenſo 
it auch lit. b) dieſes Punktes in dem ſtaatsrechklichen Subditionsprincipe 
begründet. So auch $ 22 d. R. G. und §8 30 G. A. L: 1879. 
Dem, der oben sub a) ſormulirten Beſtimmung zum Theile correſpon⸗ 
direnden $ 53, Al. 4 des Wehrgeſetzes in der Textirung der Novelle 
vom 2. October 1882, R. G. Bl. Nr. 153, entſpricht in Ungarn 
§ 54, Al. 4 G. A. XL: 1868. Darüber, daß die ungarische Be⸗ 
ſtimmung in dieſem Punkte ſowohl gegenüber dem dentſchen Geſetze als 
auch gegenüber der obigen Formulirung, welche im Allgemeinen nur 
geltendes Recht präciſirt, enger iſt, ſ. Milner a. a. O. S. 65. 


Von dem geltenden Rechte iſt in der vorſtehenden Formulirung 
auch inſoferne abgewichen, als das Rückberufungsrecht im Sinne des 
P. 33, lit. a) nur für den Fall eines Krieges oder einer Kriegsgefahr 


2) Ein hiſtoriſch bedeutſamer Anwendungsfall des ius avocandi liegt 
m. E. in der Abberufung aller öſterreichiſchen Abgeordneten aus 
dem Parlamente zu Frankfurt, mit welcher die öſterreichiſche Regierung 
den Parlamentsbeſchluß vom 28 März 1849 über die Kaiſerwahl und den über 
die Verbindlichkeit der Reichsverfaſſung beantwortete, ein Vorgang, dem bekanntlich 
kurz darauf auch Baiern und mehrere andere Regierungen folgten und der dann, 
zumal nach der am 21. und 23. Mai 1849 erfolgten Mandatsniederlegung von 
mehr als 100 Abgeordneten zur Sprengung des in der Frankfurter Paulskirche 
tagenden Parlamentes bezw. zum Stuttgarter „Rumpfparlamente“ und deſſen 
tragiſchem Ende führte. Von der politiſchen Seite dieſer Regierungsaction 
gegenüber der Frankfurter Nationalverſammlung ganz abgeſehen, wurde ſeinerzeit 
auch deren formell rechtliche Begründung viel und heftig beſtritten und es 


waren nicht die Exaltados der Paulskirche allein, welche dieſer Maßnahme alle 


Rechtsgrundlage abſprachen und fie als einen Gewaltact der Regierungen erklärten. 
Den Regierungen wurde das Recht beſtritten, den vom Volke gewählten Abge⸗ 
ordneten ihr Mandat zu entziehen. Nicht die Regierungen, ſo argumentirte man, 
haben ja die Abgeordneten nach Frankfurt in die Nationalverſammlung entſendet, 
es konnten demnach die Regierungen dieſe Abgeordneten auch nicht eigenmächtig 
abberuſen und deren Mandat zunichte machen. Uns intereſſirt an dieſem Orte 
nur die rechtliche Seite dieſes Regierungsactes und die oben ſkizzirte Rechts⸗ 
anſchauung über denſelben. Bei dieſer nun ſcheint uns völlig überſehen zu ſein, 
daß die Regierungen, die öſterreichiſche obenan, den Abgeordneten zur Frank⸗ 
furter Nationalverſammlung nicht unmittelbar das Mandat entzogen, ſondern 
dieſe nur aus Frankfurt abberufen und zur Rückkehr in ihren Heimats⸗ 


ſtaat aufgefordert bezw. verpflichtet haben. Was nun ſpeciell das öſterreichiſcher⸗ | 


ſeits ergangene Abberufungsedict betrifft, jo war dies, von den obwaltenden 
beſonderen Verhältniſſen ganz abgeſehen, formell offenbar ſchon in 8 7, lit e) 
des Auswanderungspatentes vom Jahre 1832 begründet, da in Gemäßheit dieſer 
Beſtimmung der Regierung das Recht zuſtand (und noch zuſteht), außerhalb des 
Staatsgebietes ſich aufhaltende Oeſterreicher aus dem Auslande (dem nicht⸗ 
öſterreichiſchen Staatsgebiete) abzuberufen und zur Rückkehr in das öſterreichiſche 
Staatsgebiet aufzufordern, gleichgiltig ob dieſe Abweſenheit im Auslande eine 
befugte oder unbefugte und ob die erfolgte Abberufung eine allgemeine, alle 
Oeſterreicher in dem bezeichneten außeröſterreichiſchen Territorium, oder indivi⸗ 
duelle, nur gewiſſe Gruppen von Oeſterreichern oder einzelne Oeſterreicher 
betreffende iſt. Von dieſem Rechte wurde eben in dem vorliegenden Falle Gebrauch 
gemacht, indem man die Oeſterreicher unter den Frankfurter Abgeordneten zur 
Rückkehr nach Oeſterreich aufforderte und veranlaßte. Daß dieſen damit das 
Mandat factiſch nicht rechtlich entzogen worden war, iſt allerdings richtig, 
aber dies benimmt der erfolgten Abberufung trotzdem noch nicht den Charakter 
eines gemäß $ 7 e) Auswanderungspatent begründeten Avocatoriums. 

Wenn — wie wir aus der in der That ſehr intereſſanten Studie 
Hugelmann's „über das politiſche Vereinsleben des Jahres 1848“ („Zeitſchrift 
für Verwaltung“, „Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik der politiſchen Vereine 
in Oeſterreich. Neue Folge“ 1886, Nr. 50 52, S. 232) entnehmen — gewiſſe 
politiſche Vereine ſchon 1848 bei der Regierung um die Abberufung aller in 
der Paulskirche weilenden öſterreichiſchen Abgeordneten petitionirten, ſo möchte 
man annehmen, daß fie hiebei eher um die Anwendung des allgemeinen ius 
avocandi gegenüber den Oeſterreichern des Parlamentes in der Paulskirche zu 
Frankfurt, als um die Begehung eines Gewaltactes ſeitens der Regierung petitio⸗ 
nirt haben dürften. Jedenfalls find dirſe Petitionen Beweis dafür, daß das 
ſtaatliche Avocationsrecht dem Bewußtſein und dem Gefühle weiterer Volkskreiſe 
auch damals nicht fremd war. 
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eingeräumt ift, während $ 7 e) des Auswanderungspatentes keinerlei 
Beſchränkung dieſes Rechtes kennt, was auch mit der Heffter'ſchen Auſ⸗ 
ſaſſung des ius avocandi übereinſtimmt. Die Abänderung empfiehlt ſich 
jedoch im Hinblicke auf das deutſche Recht und in der Erwägung, daß 
das ius avocandi in anderen Fällen eben nicht leicht praktiſch wird. 
Auch iſt zu beachten, daß die Rückberufung nach der vorſtehenden For⸗ 
mulirung nur aus den Staaten erfolgen kann, bezüglich deren die 
Kriegsgefahr bezw. der Kriegsfall beſteht. 

Was insbeſondere die Beſtimmung sub b) dieſes Punktes anbe⸗ 
langt, ſo iſt darauf hinzuweiſen, daß die Annahme eines öffentlichen, 
ſtaatlichen Amtes in einem fremden Staate ſchon nach § 7 a) des 
Auswanderungspatentes als eine den Vorſatz der Auswanderung bekun⸗ 
dende Handlung anzuſehen war. Wiewohl dies an der citirten Stelle 
des Geſetzes nicht ausdrücklich geſagt iſt, erſcheint es ſelbſtredend, daß 
dieſe Wirkung nur inſoſerne eintrat, als dieſe Annahme des fremdſtaat⸗ 
lichen Amtes (im Civil⸗ wie Militär⸗Staatsdienſte) ohne vorherige 
Bewilligung des Heimatsſtaates erfolgte. Etwas weiter gehen andere 
Geſetzgebungen 2). Mit der vorgeſchlagenen Formulirung will weniger 
der öſterreichiſche Staatsbürger ruͤckſichtlich der Annahme öffentlicher 
Aemter im Auslande durch den Zwang zur Einholung einer vorherigen 
ſtaatlichen Bewilligung hiezu beſchränkt, als vielmehr dem Staate in 
dieſem Punkte nur ein Unterſagungsrecht, ein Vetorecht eingeräumt 
werden. Während nämlich lit. a) dieſes Punktes nur den Fall kriege⸗ 
riſcher Verwicklungen im Auge hat und für dieſen Fall gegenüber allen 
Oeſterreichern in den betreffenden fremden Staaten das Avocationsrecht 
ſtatuirt, gilt die Beſtimmung sub b) insbeſondere auch in Friedens⸗ 
zeiten. In Kriegszeiten fallen ja auch die in lit. b) bezeichneten Oeſter⸗ 
reicher in die Kategorien nach lit. a). Es bedarf aber rückſichtlich der in 
lit. b) gedachten Perſonen auch der Feſtſetzung des Rückberufungsrechtes 
ſelbſt in Zeiten, in denen keinerlei Kriegsgefahr beſteht. Danach ſoll 
der Oeſterreicher in fremde Staatsdienſte auch ohne vorherige Bewilligung 
eintreten können, aber ebenſo gehalten ſein, dieſelben eventuell zu ver⸗ 
laſſen, wenn ihm dies von der competenten Behörde ſeines Staates 
aufgetragen würde. Es find ja Fälle denkbar, wo die Bekleidung irgend 
eines fremden Staatsamtes im Auslande ſeitens eines Oeſterreichers der 
öſterreichiſchen Regierung aus mancherlei Rückſichten nicht genehm iſt; 
für dieſen Fall iſt das Rückberufungsrecht nach lit. b) gegeben. Hat 
aber der Oeſterreicher das Placet der competenten Stelle ſeines Staates 
vor der Annahme des betreffenden ausländiſchen Staatsamtes eingeholt, 
ſo fällt die Nothwendigkeit weg, dieſe Annahme nachträglich zu unter⸗ 
ſagen. Allerdings iſt jene vorherige Erlaubniß nicht als eine unwider⸗ 
rufliche anzuſehen. Vergl. Seydel, Annalen des deuſchen Reiches 1883, 
S. 584 ff. Nach dem deutſchen Rechte (ſ. diesfalls G. Meyer a. a. O. 
S. 189) iſt an die nicht autoriſirte Annahme eines fremden Staats⸗ 
amtes in normalen Zeiten lediglich die Folge des Staatsbürgerſchafts⸗ 
verluſtes nach $ 13: 3 bezw. § 21, Al. 1 (durch zehnjährigen Auf⸗ 
| enthalt im Auslande) geknüpft. Sind die Merkmale des §8 21, Al. 1 
nicht gegeben, ſo hat der nicht autoriſirte Eintritt in einen fremden 
Staatsdienſt für den Deutſchen weiter gar keine Folgen in Bezug auf 
die Staatsbürgerſchaft. Dem gegenüber geht das öſterreichiſche Recht ſchon 
nach $ 7 e) Auswanderungspatent viel weiter und auch die vorſtehende 
Formulirung übernimmt hievon mehr, als nach deutſchem Rechte gilt. 

Al. 2 regelt die Competenz zur Erlaſſung der Avocatorien und 
der in lit. b) gedachten Aufforderungen. Milner a. a. O. S. 65 
meint zwar, die Competenz zur Erlaſſung der Avocatorien ſtehe „ohne 
Zweifel“ nur dem gemeinſamen Miniſterium zu. Nichtsdeſtoweniger 
möchten wir ungeachtet der ausgeſtellten Warnungstafel auch dieſe Anſicht 
beſtreiten. Das gemeinſame Miniſterium (hier das Miniſterium des 
Aeußern) hat gegen die Staatsangehörigen der beiden Reichstheile keinerlei 
obrigkeitliche Gewalt. Avocatorien könnten demnach von demſelben giltig 
nicht erlaſſen werden. Hiezu iſt für Oeſterreich nur das öſterreichiſche 
Miniſterium berufen. Daß die Erlaſſung von Avocatorien in der Regel 
von dem gemeinſamen Miniſterium des Aeußern initiirt werden dürfte, 
iſt gewiß, ebenſo daß bei Emanation dieſer Avocatorien im Auslande 


22) So das franzöfiſche Recht, welches im Art. 17: 2 Code civil an die 
ohne Bewilligung (Lacception non autorisée) des Staatsoberhauptes erfolgende 
Annahme eines fremden Staatsamtes unbedingt den Verluſt der franzöſiſchen 
Staatsangehörigkeit knüpft. In demſelben Sinne verbietet auch das ottomaniſche 
Nationalitätsgeſetz vom 19. Jänner 1869 ſeinen Staatsangehörigen, bei einer 
fremden Regierung militäriſche Dienſte anzunehmen, indem es hieran die Strafe 
des Staatsbürgerſchaftsverluſtes knüpft. 


die Mitwirkung desſelben bezw. der unterſtehenden k. und k. Miſſionen 
nicht umgangen werden könnte. Aber die unmittelbare Verfügung unter 
Strafandrohung kann das gemeinſame Miniſterium aus dem hervor⸗ 
gehobenen Grunde nicht ſelbſtſtändig erlaſſen. Die Verlautbarung durch 
das Reichsgeſetzblatt empfiehlt ſich ſchon im Hinblicke darauf, daß der 
rückberufende Staat von dem betreffenden fremden Staate keinerlei 
Unterſtützung in Anſpruch nehmen oder erwarten darf, um ſo mehr als 
der fremde Staat die Bekanntmachung der Avocatorien in ſeinem Staats⸗ 
gebiete nicht geſtatten muß. Wenn nun die Publication der Geſetze durch 
das Reichsgeſetzblatt für den im Auslande weilenden Oeſterreicher als 
verbindend angeſehen werden kann, ſo kann dies ebenſo auch bezüglich 
der verbindenden Bekanntmachung der Avocatorien gehalten werden. Die 
Beſtimmung der Al. 2 empfiehlt ſich daher als vollkommen zweckmäßig. 

Al. 3 bedarf keiner weiteren Erörterung. Schon § 7 e) des 
Auswanderungspatentes hat dieſe „verfängliche Friſt“ mit dieſer Wirkung 
aufgeſtellt. Der zurückberufende Staat hat zur Bewirkung der Rückkehr 
ſeitens der Rückberufenen gegenüber oder in dem fremden Staate keiner⸗ 
lei Vindicationsrecht. Es muß demnach die Wirkſamkeit des Rückberufungs⸗ 
befehles ſchon in dieſem ſelbſt, d. i. durch die in demſelben angedrohten 
Folgen verbürgt werden. 

Al. 4 erklärt ſich im Zuſammenhange mit P. 29, die Modi⸗ 
fication entſpricht dem nach § 16, Al. 1 des Auswanderungspatentes 
praktiſchen Rechte. S. hiezu den Fall in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 
1870, Nr. 24, S. 95. Gegenüber dem bei P. 29 ſeſtgehaltenen 
Standpunkte iſt hier noch zu erwägen, daß der Staatsbürgerſchaftsverluſt 
nach P. 33 Strafe iſt und daß eine Straſe richtig nur Denjenigen 
zu treffen habe, über den ſie wegen ſeines eigenen perſönlichen Ver⸗ 
ſchuldens ausdrücklich verhängt wurde. Demgemäß ſollte ſich der Staats⸗ 
bürgerſchaftsverluſt weder auf die Frau, noch auf die minderjährigen 
Kinder Desjenigen erſtrecken, welcher die Staatsbürgerſchaft ſtrafweiſe 
verloren hat. Die vorſtehende Formulirung der Al. 4 geht jedoch weiter. 
Sie nimmt von dem Staatsbürgerſchaftsverluſte die Frau abſolut nicht 
aus und die minderjährigen Kinder, bei Knaben nur bis zum 14. Lebens⸗ 
jahre, nur dann, wenn ſie ſich nicht beim Vater befinden. Ueber die 
Gründe deſſen ſ. die Erörterungen bei P. 7 und bei P. 29. Es ſollte 
von dem „immanenten Rechtsſatze“, daß die in ehelicher Gemeinſchaft 
lebende Ehegattin dem Status ihres Ehemannes und die minderjährigen 
Kinder im Allgemeinen dem ihres Parens zu folgen haben, nicht ohne 
beſonderen Grund, d. i. nicht ohne beſondere ſtaatliche Nöthigung eine 
Ausnahme gemacht werden. Bezüglich der Frau iſt auch der bei P. 5 
erörterte Grund maßgebend. Vom Standpunkte des deutſchen Rechtes 
ſtimmt bezüglich der Wirkung des Staatsbürgerſchaftsverluſtes auch auf 
die in aufrechter Ehe mit dem Gatten lebende Ehefrau mit der obigen 
Anſchauung überein Seydel, Annalen des deutſchen Reiches 1876, 
S. 150 und bayeriſches Staatsrecht, I., S. 548 ff. Dem gegenüber hält 
G. Meyer a. a. O. S. 190 übereinſtimmend mit Zorn a. a. O. I., 
S. 271, Roenne a. a. O. II., 8 132, S. 28 und Sarwey a. a O. 
I., S. 170, Nr. 5 daran feſt, daß der Staatsbürgerſchaftsverluſt nach 
§ 22 d. R. G., welcher dem nach der obigen Beſtimmung entſpricht, 
ſich weder auf die Frau, noch auch auf die Kinder erſtreckte. Allerdings 
wird dieſe Anſchauung weniger durch allgemeine Gründe, als vielmehr 
durch den hier angerufenen Wortlaut des citirten $ 22 geſtützt, weil 
dieſer über dieſe Wirkung des Staatsbürgerſchaftsverluſtes auf Frau und 
minderjährige Kinder nichts beſtimmt, während bei dem Staatsbürger⸗ 


ſchaftsverluſte durch Entlaſſung und Zeitablauf das Geſetz die Ausdeh⸗ 


nung auf Frau und Kinder ausdrücklich erwähnt. Dieſer letztere, aus 
der Textirung des Geſetzes gewonnene Grund fällt nun nach der vor- 


geſchlagenen Formulirung weg, welche durch dieſelbe Erwägung gerecht⸗ 


fertigt wird, welche die in Rede ſtehende Ausdehnung des Staatsbürger⸗ 
ſchaftsverluſtes auf Frau und Kinder bei den anderen Arten des Staats⸗ 
bürgerſchaftsverluſtes begründet. N 

Al. 5 enthält eine Straffolge. Daß auf die in SS 10 und 11 
des Auswanderungspatentes vorgeſehenen Straffolgen nicht zurückgegriffen 
werden könne, iſt klar. Anderſeits iſt der platoniſche Ausspruch — zumal 
zu deſſen Realiſirung im fremden Staate ein Vindicationsrecht, wie oben 
hervorgehoben wurde, nicht gegeben iſt — der Verwirkung der Staats⸗ 
bürgerſchaft, welcher ja an ſich allerdings auch ſchon als Strafe erſcheint, 
nicht nachdrücklich genug. Zur Unterſtützung dieſer Beſtimmung kann 
weiters auch § 2, Al. 5 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 88, angerufen werden. Nach dieſer Beſtimmung können „Perſonen, 
welche im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes nicht heimatberechtigt ſind, wenn 
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ſich ihr Aufenthalt daſelbſt aus Rückſichten der öffentlichen 
Ordnung oder Sicherheit als unzuläſſig darſtellt, aus dem ganzen 
Geltungsgebiete dieſes Geſetzes“ abgeſchafft werden. Mit dem in Gemäß⸗ 
heit des P. 33 eingetretenen Verluſte der Staatsbürgerſchaft wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch das Heimatrecht verloren, ſo daß die von P. 33 
betroffene Perſon den im § 2, Al. 5 cit. bezeichneten Perſonen voll⸗ 
kommen gleichgeſtellt erſcheint. Es iſt nun die Frage, ob die Rückkehr 
einer ſolchen Perſon nach Oeſterreich und ihr Aufenthalt (Niederlaſſung) 
daſelbſt als die öffentliche Ordnung gefährdend angeſehen werden könne. 
Dieſe Frage möchte ich unbedenklich bejahen. Wer die Treupflicht gegen 
den Staat in ſo gröblicher Weiſe verletzt hat, wie die Perſonen, auf 
welche die Folge des P. 33 ſich bezieht, der gefährdet die öffentliche 
Ordnung ſchon durch das böfe Beiſpiel feiner Anweſenheit. Es ſtört 
und empört das öffentliche Rechtsgefühl, wenn eine ſolche grobe Ver⸗ 
letzung der Treupflicht gegenüber dem Staate thatſächlich ſtraflos bliebe — 
und ſie bliebe es unter Umſtänden ohne die Folge nach Al. 5 — und 
wenn einem ſolchen Treubrüchigen nichtsdeſtoweniger alle Wohlthaten des 
Aufenthaltes in dieſem Staate zugeſtanden ſein würden. Der aus dem 
Staats⸗ und Volksverbande Ausgeſtoßene ſoll dieſe Ausſtoßung auch 
durch die Beſchränkung ſeiner Freizügigkeit empfinden. Im Uebrigen iſt 
dieſe Straffolge nicht obligatoriſch und hiedurch deren etwaige Härte 
bedeutend gemildert; die Niederlaſſung kann — muß ihnen aber nicht — 
verwehrt werden. 

Wenn Vesque⸗Püttlingen a a. O. S. 121 ausführt, daß das 
öſterreichiſche Recht den Verluſt der Staatsbürgerſchaft als Strafe 
nicht kenne, ſo kann er nur meinen, daß nach öſterreichiſchem Rechte 
auf den Verluſt der Staatsbürgerſchaft nicht ſtrafgerichtlich erkannt 
werden kann. Das iſt richtig: Ein Oeſterreicher kann ſtrafweiſe nicht 
gerichtlich verbannt werden, nicht gerichtlich einer Wirkung ſeiner Staats⸗ 
angehörigkeit — des Rechtes zum freien Aufenthalte in Oeſterreich — 
wie auch nicht der Staatsbürgerſchaft ſelbſt verluſtig erklärt werden. 
Weitergehend wäre jedoch dieſe Anſicht ſchon im Hinblicke auf $ 7 e) 
und § 10 des Auswanderungspatentes nicht haltbar. Uebrigens führt 
Vesque⸗Püttlingen an derſelben Stelle die Aus ſchließung als 
Erlöſchungsgrund der Staatsbürgerſchaft bei den Unterthanen de facto in 
| der Türkei an, welche gemäß § 32 der Miniſterialverordnung vom 2. December 
1857, R. G. Bl. Nr. 234, von der Internuntiatur (k. und k. Bot⸗ 
ſchaft) in Conſtantinopel nach eingeholter Zuſtimmung des k. und k. 
Miniſteriums des Aeußern gegen die ihre Immatriculirung in die Con⸗ 
ſulargemeinde unterlaſſenden Schutzgenoſſen ausgeſprochen werden kann. 
Für unſere Aufgabe war auf dieſen nicht die öſterreichiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit, ſondern die öſterreichiſch⸗ungariſche Schutzgenoſſenſchaft betreffen⸗ 
den ſpeciellen Fall des Erlöſchungsgrundes in P. 17 b) allerdings 
nicht zu reflectiren, allein er mag hier nicht unangeführt bleiben. Es 
hat demnach auch der Verluſt der Staatsbürgerſchaft poenae nomine 
für unſer Recht nichts Verfängliches, ebenſo wie er für dasſelbe keines⸗ 
wegs ein Novum iſt. Es iſt übrigens nicht zu überſehen, daß der Verluſt 
der Staatsbürgerſchaft als Strafe etwas weſentlich Anderes als die 
Verbannung iſt, welche ja nur die Aufhebung einer Wirkung der 
Staatsbürgerſchaft, nicht dieſer ſelbſt bedeutet. Auch nach der Verbannung 
bleibt der Verbannte, ſoferne er nicht rite eine fremde Staatsangehörig⸗ 
keit erwirbt oder die bisher beſeſſene nach Maßgabe der dieſelbe regelnden 
Geſetze, etwa durch Aufenthalt im Auslande 23) verliert, Staatsange⸗ 
höriger des ihn verbannenden Staates. Anders hier. 

Al. 6 iſt conform dem P. 32. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Betteln durch Abſendung von Bettelbriefen an Privatperſonen 


iſt als Polizeiübertretung nach der k. Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96, ſtrafbar. 


Daniel E., ein im Orte bekannter Profeſſionsbettler, welcher nach 
den Strafacten wegen Betruges mehrmals, wegen Uebertretung des 
Bettelns nach 8 517 St. G. bereits neunmal (zuletzt im Jahre 1883 
mit ſechswöchentlichem Arreſte) gerichtlich beſtraft wurde, wurde in den 


25) Nach einzelnen Rechten wird es ſich in ſolchem Falle nur darum 
handeln, ob ein ſolcher Aufenthalt im Auslande als im Auftrage des eigenen 
Staates erfolgt in die für den Staats bürgerſchaftsverluſt durch Zeitablauf feſt⸗ 
2 geſetzte Friſt einrechenbar ſei oder nicht. 


Jahren 1885 und 1886 abermals einige Male dem Gerichte zur 
Strafamtshandlung nach 8 517 St. G., reſpective (ſeit der Wirkſamkeit 
des Vagabundengeſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89) 
nach 8 2 V. G. beanzeigt, jedoch immer (auch von der Berufungsinſtanz) 
nach $ 259, Z. 3 St. P. O. aus dem Grunde losgeſprochen, weil 
die Gerichtsbehörden in dem Verfaſſen und Abſenden von Bettelbriefen 
an Privatperſonen nicht den Thatbeſtand einer den Gerichten zur Cogni⸗ 
tion unterliegenden ſtrafbaren Handlung erkannten.) 

Als abermalige Strafanzeigen gegen dieſen Profeſſionsbettler bei 
der Polizei einlieſen und als man erſah, daß deſſen Abſtrafung durch 
die Gerichte nicht zu erhoffen iſt, verfiel man auf das Mittel, dem 
Daniel E. das fernere Abſenden von Bettelbriefen an Privatperſonen 
nach der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, 
protokollariſch zu verbieten. 

Mit dem am 6. Jänner 1886 mit Daniel E. auf dem Polizei⸗ 
bezirkscommiſſariate aufgenommenen Protokolle wurde nun dem Genannten 
ein ſolches Verbot kundgemacht. 

Defſenungeachtet hat Daniel E. abermals Bettelbriefe an diverſe 
Privatperſonen abgeſchickt, welche an die k. k. Polizeidirection zur Amts⸗ 
handlung zurückgeſendet wurden. 

Daraufhin hat das betreffende k. k. Polizeicommiſſariat mit dem 
Erkenntniſſe vom 3. Juli 1886 den Daniel E. „wegen Außerachtlaſſung 
des erhaltenen Verbotes nach 88 7 und 11 der kaiſerlichen Verordnung 
vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu einer Arreſtſtrafe von 
48 Stunden verurtheilt.“ 

In der dagegen ergriffenen Berufung ſuchte der Berurtheilte 
unter Hinweis auf die freiſprechenden Urtheile der k. k. Gerichte dar⸗ 
zuthun, daß feine Handlungsweiſe keine ſtrafbare Handlung involvire 
und daß insbeſondere die Anwendung der kaiſerlichen Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, auf den vorliegenden Fall gänzlich 
unzuläſſig ſei, da es nicht im Wirkungskreiſe der Polizeibehörde liege, 
Privatperſonen das Briefſchreiben an Perſonen mit der Bitte um eine 
Unterſtützung zu verbieten. 

Die Berufungsinſtanz hat jedoch in Beſtätigung des erſtinſtanz⸗ 
lichen Erkenntniſſes der Berufung keine Folge gegeben und lediglich 
die Strafe auf die Dauer von 6 Stunden Arreſt herabgeſetzt, ohne 
weitere Gründe anzuführen. 

Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag dto. 22. Decem⸗ 
ber 1886, Z. 63.282. 0) —8. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 24. Ausgeg. am 27. Februar. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 20. Jänner 1886, Z. 810 III, an die 
k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen als derzeit Vorſitzenden 
in den öſterreichiſchen Direetorenconferenzen, betreffend die Publication der 
Preiſe der Tarife. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
normalſpurige Localbahn von Feldbach nach Radkersburg, bezw. Unter⸗Pürkla. 
29 Jänner. Z. 45.625 ex 1885. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Gleisdorf nach Weiz. 2. Februar. 
3. 3496. 

Nr. 25. Ausgeg. am 2. März. — Abdruck von Nr. 19 R. G. Bl. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 


) Dieſelben Gerichte hatten früher in derſelben Handlungsweiſe den nach 
$ 517 St. G. ſtrafbaren Thatbeſtand des Bettelns gefunden. 

*) Wenn wirklich das Betteln durch Bettelbriefe nicht unter die Be⸗ 
ſtimmung des 8 2 V. G., Abſatz 1, zweiter Theil „Anſpruchnahme der öffent⸗ 
lichen Mildthätigkeit aus Arbeitsſcheu“ ſubſuntirt werden könnte, was allerdings 
quaestio iuris iſt und hier eher das Gegentheil behauptet werden muß, ſo bleibt 
nichts Anderes übrig, als ein ſolches Betteln polizeilich zu ſtrafen. Doch dürfte 
hier kaum das kaiſerliche Patent vom 20. April 1854 anwendbar fein, ſondern 
eher die Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 97, 
in Verbindung mit dem Hofdecrete vom 15. Juni 1811, womit die Zwangs⸗ 
arbeitshausdirectiven erlaſſen wurden, und mit dem Hoſkanzleidecrete vom 
10. October 1839, 3. 32.229, zumal das Betteln mittelſt Schrift nicht erſt 
nach dem kaiſerlichen Patente von 1854 verboten zu. werden braucht. Vergl. 
ſpeciell für Prag die Polizeiordnung vom 30. April 1787, Art. 9. 
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Königgrätz nach Holitz. 20. Jänner. 3. 1733. — Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ 
und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Februar. 
Nr. 26. Ausgeg. am 4. März. 
Nr. 27. Ausgeg. am 6. März. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
15. Februar 1886, 3. 4884, au die Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe 
ſtehender öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Umgeſtaltung und Desinfeetion 
der Aborte im Eiſenbahnwagen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter am königlich portugieſiſchen Hofe Ernſt Freiherrn von Brenner⸗ 
3 anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Anerkennung ausdrücken 
aſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit dem Titel eines Regierungsrathes beklei⸗ 
deten Miniſterialſecretär extra statum des Handelsminiſteriums Arthur von 
Scala zum Sectionsrathe extra statum des genannten Miniſteriums ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe in Trieſt Rudolph Lyro tapfrei 
den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Johann Bochnig anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſtonirten Finanz⸗Obercommiſſär Heinrich 
Strele in Brixen deu Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuerinſpector Bernhard Schaffel den 
Titel und Charakter eines Steuer⸗Oberinſpectors verliehen. 

Der erſte Oberſthofmeiſter hat den Caſſe⸗Adjuncten Alois Fiſcher zum 
Caſſier im Hofzahlamte ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Andreas Billaudet 
zum Finanzrathe der Salzburger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Finanzrath Eduard Hentſchel 
zum definitiven Finanzrath und den proviſoriſchen Steuer⸗Oberinſpector Heinrich 
Grabner zum definitiven Steuer⸗Oberinſpector ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Karl Schwihlik und 
Wenzel Ernſt zu Steuer⸗Oberinſpectoren der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Johann Want zum 
Finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Haupteaſſier der Staatsſchuldencaſſe Joſeph 
Dullinger zum Liquidator ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adjuncten Zdislav Johann Podgorski 
zum Bergeommiffär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtingenieur der Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Wien Karl Schrutek zum Oberforſtingenieur der Forſt⸗ und 
Domänendirection in Lemberg ernannt. 


Erledigungen. 


Primararztesſtelle in einer der drei Wiener Krankenanſtalten in der 
ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 61.) 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 6. April. (Amtsbl. Nr. 61.) 

Hilfsarztesſtelle in der Verſorgungsanſtalt zu Ybbs a. d. Donau mit 
800 fl. und Naturalquartier, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 62.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Statt⸗ 
halterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 65.) 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Protestantengesetz. Das kaiserl. Patent vom 8. April 1861, die Ver- 
fassung der evangelischen Kirche vom 6. Jänner 1866 und die Motive 
der Ablehnung einzelner Punkte der Verfassungsvorlage der General- 
synoden. ki. 8. 1876. (VIII, 72 S.) 40 kr. 
Vereinsgesetz, Das, vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134. Commentirt 
mit den gesetzlichen Bestimmungen über Vereinsstatistik und durch 
29 Pormularien ergänzt; nebst einem Anhange: Das Gesetz vom 
15. November 1867, R G. Bl. Nr. 135, über das Versammlungsrecht. 
Mit alphabetischen Register. kl. 8. 1878. (IV, 96 8.) 40 kr. 
Verfahren ausser Streitsachen, Das, nach dem kaiserl. Patente vom 
9. August 1854, dann die Bestimmungen über Todeserklärung und 
Amortisirung von Urkunden nebst einem Anhange (Feilbietung, Mit- 
wirkung der Gemeinden und ihrer Vorsteher bei Rechtsangelegenheiten 
ausser Streitsachen und Mitwirkung der Gerichte bei Bemessung und 
Einhebung der Verlassenschaftsgebühren). Mit alphabetischem und chrono- 
logischem Register. 9. Aufl. kl. 8. 1885. (IV, 285 8.) 1A. 
Gesetze und Verordnungen über das eivilgerichtliche Depositen- 
wesen und die gemeinschafilichen Waisenenssen. 10. Aufl. El. 8. 
1885. (IV, 126 S.) 50 kr. 
Allgemeine Wechselordnung. Stämpel und Gebühren in Wechselsachen. 
Mit allen nachträglichen Verordnungen und den grundsätzlichen Ent- 
scheidungen des Obersten Gerichtshofes. kl. 8. 1885. (44 S.) 20 kr. 


10. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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